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rnit g 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB durch die Erhebung der Klage
gehemmt worden, da diese erst am 31. Januar 2023 anhän-
gig geworden und der Beklagten am 3. März 2023 zu'
gestellt worden sei.

l2 I I bb) Die Klägerin hat in der Berufungsbegründung vor-
getragen, es sei vor€letragen und gegebenenfalls r-rnter Beweis

gestellt, dass bereits eine anfängliche Seeuntüchtigkeit vor-
gelegen habe. Damit sei von einern qualifizierten Verschul-
den der Beklagten auszugehen mit der Folge, dass sich diese

gernäß Art. 21 CMNI nicirt auf etwaige Haftungsbeschrän-
kungen berufen könne. Es liege bereits eine Kardinalpflicht-
verletzung vor. Die Insolvenzschuldnerin habe kein zum
Transport geeignetes Transportmittel gestellt. Zu der be-
haupteten Seeuntüchtigkeit der MS K. hat dte I(lägerin im
Einzelnen auf ihr vorinstanzliches Vorbringen Bezug genom-
men und auf ihre hierzu erfolgten Beweisangebote verwie-
sen.

1221 cc) Damit hat die Klägerin in ausreichender Form die
Umstände mitgeteilt, die aus ihrer Sicht den Bestand des

angefochtenen Urteils in Frage stellen.

1231 (1)Nach Arr.21Abs. 1 CMNI kann sich der Fracht-
führer oder der ausführende Frachtführer nicht auf die in der
CMNI vorgesehenen oder im Frachtvertrag vereinbarten
Haftungsbefreiungen r-rnd Haftungsgrenzen berufen, wenn

nachgewiesen wird, dass er selbst den Schaden durch eine

Handlung oder Unterlassung verursacht hat, die in der Ab-
sicht, einen solchen Schaden herbeizuführen, oder leichtfer-
tig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein solcher
Schaden mit'Süahrscheinlichkeit eintreten werde.

lz4l (2) Allerdings sieht Art.21" CMNI eine Verlängerung
der in Art. 24 CMNI vorgesehenen kurzen Verjährungsfrist
von einem Jahr im Fall eines qualifizierten Verschuldens
nicht vor (vgl. BeckOGI(.HGB/Ramming, Stand 15. Mai
2022, g 452aRn.298). Jedoch enthalten wichtige transport-
rechtiiche Regelungen Vorschrifter-r, die zum etnen - wie
Art.21 CMNI - für Ansprüche aus einer Beförderung eine

einjährige Verjährungsfrist vorsehen ($ 439 Abs. 1 Satz 1

HGB, Art. 32 Abs. 1. Satz 1, CMR), zum anderen eine Ver-
iängerung der Verjährungsfrist bei qualifiziertem Verschul-
den des Frachtführers auf drei Jahre anordnen ($ 439 Abs. 1

Satz 2HGB, Art. 32 Abs. 1 Satz 2 CMR). Dementsprechend
wird im transportrechtlichen Schrifttum die Ansicht vertre-
ten, dass Art. 21 CMNI die Durchbrechung aller'Haftungs-
beschränkungen und HaftungsbegrenzLingen der CMNI zur
Rechtsfolge hat, mithin auch das Eingreifen der in Art.24
Abs. 1 CMNI normierten kurzen Verjährungsfrist hindert
(MünchKomm.HGB/Otte, 5. Aufi., Arr.21. CMNI Rn. 13

und Art. 24 CMNI Rn. B; Koller, Transportrecht, 11. Aufl.,
Art.21 CMNI Rn. 2 und /ut.24 CMNI Rn. 2; aA Ram-
ming, Hamburger Handbuch Binnenschifffahrtsfrachtrecht,
g 36 Rn. 551; Trost in Hartenstein/Reuschle, Handbuch des

Fachanwalts Transport- und Speditionsrecht, 3. Aufl., Kap.
15 Rn. 95; Jaegers in Knorre/Demuth/Schmid, TransportR-
HdB,3. Aufl., Kap. F Rn. 37).

I2-tl (3) Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichti-
gung der die Klageabweisung durch das Amtsgericht -
Schifffahrtsgericht - allein ragenden Erwägung, dass die
Klageforderung verjährt sei, kann der Beurteilung des Beru-
funfsgerichts nicht zugestimmt werden, die Klägerin habe
mit- ihren Ausführungen in der Berufungsbegründung zu

Art. 21 CMNI nicht hinreichend deutlich gemacht, dass die
Verjährungsvorschrift des Art. 24 CMNI nicht eir-rgreife,

möglicherweise hätten sich ihre Ausführungen nicht auf die

Verjährung, sondern auf andere Haftungsausschlüsse bezo-
gen.

126l Da das Amtsgericht - Schifffahrtsgericht - weder auf
vertragliche Haftungsausschlüsse noch auf Haftungs-
beschränkungen nach Art. L7 ff . CMNI eingegangen ist, be-

stand für die Klägerin keinerlei Veranlassur-rg, hierzu irn
Rahmen der Berufungsbegründung Stellung zu nehmen.
Dass sie der vom beklagten Frachtführer gegenüber den

geltend gemachten Ansprüchen gemäß Art. 1.6 CMNI er-

hobenen Einrede der Verjährung in der Berufungsbegrün-
dung er-rtgegengehalten hat, diesen treffe ein qualifiziertes
Verschulden, kann unter diesen Urnständen bei verständiger
\üürdigung nur dahin verstanden werden, dass mit der Beru-
fung die Anwendung der Haftungsbeschränkr-rng in Gestalt
der kurzen Verjährungsfrist angegriffen werden sollte.

127 j Ob diese rechtliche Ber.irteilung zottifft, kann vorlie-
gend offenbleiben. Die Frage, ob qualifiziertes Verschulden
des Frachtführers zu einer Verlängerung der kurzen fracht-
rechtlichen Verjährung des Art. 21 CMNI führt, ist nicht bei

der Zulässigkeit der Berufung, sondern im Rahmen ihrer
Begründetheit zu prüfen.

l28l III. Danach hat das Berufungsgericht die Berufung
rechtsfehlerhaft als unzulässig verworfen. Die Sache ist zur
Entscheidung über die Begründetheit der Berufung an das

Berufungsgericht zurückzuverweisen (S 577 Abs. 4 Satz 1

zPo).

Anm. d. Schriftltg.: Siehe die vorangegangenen Beschlüsse des

OLG Hamm von.r 7. Mai 2024 (RdT!il 2025,200) sowie vom 25, Juni
2024 (wiedergegeben zuvor unter Nr. 5). :

7 Loskommen einer festgemachten Motoryacht bei
schlechtem Wetter

BGB $ 823 Abs. 1 und 2; SeeSchStrO $ 1 Abs. 1 Nr. 1 und
Abs. 3, g 3 Abs. 1

1. Ein Bootseigner muss dafür sorgen, dass trotz einer geplanten

Abwesenheit, die die absehbare Wetterentwicklung übersteigt,

seinen Halter- und Eigentümerpflichten genügt wird. (Rn. 20)
(amtlicher Leitsatz)

2. Soweit Sicherungspflichten an einen Dritten übertragen wer-
den können, bedarf das einer klaren Absprache, die die Siche-

rung einer Gefahrenquelle zuverlässig garantiert. Der Übertra-
gende hat sich zu vergewissern, dass der Dritte die Pflicht
tatsächlich zu übernehmen bereit ist und ihr dann auch zuver-

lässig nachkommt. (Rn. 20) (amtlicher Leitsatz)

3. Es genügt bei au{kommendem Sturm mit Hochwasserwar-
ttung tri.ht, ein Boot nur mit lose über einen Dalben gelegten

Leinen ( " auf Slip " ) zu sichern, wenn der über Wasser bei mitt-
lerem Stand heräusragende Teil des Dalben zuziglich des Frei-

bords des Bootes einen angekündigten (Hoch) Wasserstand

nicht so weit übersteigt, das selbst bei Wellenschlag kein Zug
von oben auf die Leinen ausgeübt wird, der diese über den

Dalbenkopf hinaus ziehen und vo6n Dalben abrutschen lassen

kann. (Rn. 26-29) (amtlicher Leitsatz)

4. Es begründet kein Mitverschulden des Inhabers eines benach-

barten liegeplatzes, dq sein eigenes später beschädigtes Boot
gegen Losreißen bei Sturm ausreichend gesichert hat, wenn er

äas unzureichend gesicherte und sich später losreißende und
schädigende Boot des Nachbarn nicht ebenfalls sichert'
(Rn. 36) (amtlicher Leitsatz)
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RdTW-Übersicht

Die Haftung des Beklagten

Keine Sicherung gegen das Abrutschen der Leinen

Fahrlässiges Verhalten des Beklagten

Kein Miiverschulden des Klägers

Zur Schadenshöhe

t7l Der Beklagte hälr an seinem Vortrag ar'rs dem etsten Rechtszug

iest, Er meint, äas Lan,lgericht habe fälschlich die Uberzettgung von

;;;;.;;;;;i.'henden veriäuung gewonnen' rveil es von ihm benannte

iii".*rj g.*.ise nichr erhoben"h"abe. Das Lanrlgericht scheine sich -
;1il:;i;";;;;; s.s'üna*e - auf eigene Sachkunde sestützt zu haben'

rji;ili;?;;;ÄJäit.'n niÄt auf ein vermeintlich mangelhaftes Fest-

#.üffi;.;i;;', ["ü. seine Leinen auch nicht gegen ein obpktiv

;;;;;r;;h".;;.s Härau.h.btn über die Dalben gesichert' obwohl sie

;;"*;t; ieinen ihres Schiffes über seine hätte legen mussen. sie

;;;; ;i;" offenbar selbst angenommen, dass die Siche^rng ausrelchend

gewesen sei.

I )i I Dass clie Befestigung der Leinen guter Seemannschaft entsprochen

i;;'b., öä"dt uu?L 3rtt,",t, dassiie sich hätten bewegen kön'en

"ra *.a".. serissen seien noch ias Boot versenkt hätten' Von Behaup-

nrngen ins ülatre hineirr könne keine Rede sein'

i9l Der Beginn cles rWinterlagers sei mit d:.to^Z::got,H' für den 1'10'

5Än rliail"rt gewesen. Diesem habe er die Schlüssel des Bootes zum

K;;;;;ü;bJn, weshalb clessen Angabe, Boote nicht betreten zu

ä"tü", rt rtiJ. g.rt.llt sei. Er habe daräuf vertrauen dürften' dass der

äö'ä;;lit., t.i-..tn werde' Als Gastlieger habe er keine

[;;;"i;l^""" gehabt, wie viele Boote über welche Zeiträume gekrant

werden würden.

l10l Falsch sei die Annahme des Landgerichts' d.ass ein Hochwasser

äi.r.. Ar, vorhersehbar gewesen wäre' A"nhaltspunkte dafiu seien nicht

U.rr""i. o.i g.ri.ht dit Bundesamtes fur Seeschiffahrt und Hydro-

-t^rtti. isSHf vom 20.10.2023 erlaube nicht den Schluss' auch i'veit im

ä'.[.rf irä-lti s. i.i -1, so hohen'$fasserständen wie in Kiel und Flens-

burs zu rechnen gewesen. Die Annahme der Gefahr eines Abrutschens

ä;";'*;';;; J];. i;J. Kenntnis von der tatsächlichen Höhe der

öärf*"]'ä.t Yrttr.rrti"a* im Hafen und eines Zeitpunktes von dem

;;^;;'d* Gefahr hätte gerechnet werden müssen' falsch' Dass die

vr"r;.*ü"a. ä"n,l no.h h%her ausgefallen seien als vorhergesagt und

.r;iJ ;- .las s.hov.rste wetteräeignis seit 1-50Jahren gehandelt

fr"U., fr.Lg., Jass es sich um höhere Gewalt gehandelt habe' Nie zuvor

;;;; liui.n uon S' Leinen vertäuter BooG über die Dalben hinaus

".fr"U." 
worden, hrtt.n ,i.h Dutzende Boote im Hafen losgerissen und

:;i-;;" Kollision.n gekommen' Angesichts der vom Zeugen H' ge'

;i.,ffi;;; lt4 g.ru,ik.n.n, kollidieiten oder an ,Land 
getriebene'

S.t iff. hrr,.n sic6 dann auch ebensoviele Besitzer fahrlässig verhalten,

*.,,n *"n cier Annahme des Landgerichts folge'

I t I I Das Landgericht habe nicht berucksichtigt' dass der Scheitel-

l,"lf., ,.i,""lrulJ.n uor6.r erreicht gewesen.sei, viel höher gelegen

ilil'"iil;f*.Li.i "ta die Polizei g"t*ttnt habe, der Schlei nahe-

;;[;*;.t. Es fehlten Feststellungen des Landgerichts dazu' rvarum

;;;;t*";" der Beklagte mit eineÄ Aufschwimmen seiner Leinen über

die Dalben hinaus hätte rechnen müssen'

12 Der Klägerin sei ein Mitverschulden vorzuwerfen' Sie habe nur ihr

Ä""r n.ri.fr?.r, ohne für eine Sicherung des Bootes des Beklagten zu

.";,iä; il,, ilrfrn*.irt.r auf einJ unzureichende Sicherung hin-

,r.i.it*l 
"Lr*"ttl 

sie die Gefahr nach ihrem Vortrag lange h-abe vor-

h.rr.h.n'konnen. Sie sei vor Ort gewesen' Fender seien am Boot der

ül;ä; nl.hiu.,rru*".hen gtwe''-en' Fender hätten den Schaden ver-

hinäert oder geringer gehalten'

13 Bei der schadenshöhe hätte das Gericht das von der Klägerin vor-

n.l*,. priorteutachten nicht verwenden, die nicht bezahlte Umsatz-

:;;;:;''ä;i;;;h;; dürfen' den wertzuwachs der Yacht durch die
"R;;;;";.'. 

berülksichtigen müssen' Es hätte den entsprechenden-Be-

;;ir;;;";;" des BekTagten nachgehen mussen' Es habe keine Fest-

;;;iffi;;;; n.tt- ur;. zeirweÄ der Yacht der Klagerin getroffen'

ü"tt.""it" zweimaliges Aus- r-rnd Einwassern zuzüglich Transport. und

fonirtif. seien nicht ärsatziähig, ar-rch nicht solche fut das Sommerlager

;ö:;.^;; ü;;i.n a.. win,.'"t' gers 2023124 seien Sowiesokosten Ein

ääi.r itt-a" ttg.ttti.tt. Zahlu"ng der Reparatr'rr- u'd Anrvaltskosten

fehle.

| 1.+- i 5l [Anträge]

ll6l [Die Klägerin] [...] verteidigt clie Entscheidungen des Land-

gerichts.

Aus den Gründen: I l7l II. Die Berr'rfungen des Beklagten'h;;;;;. 
wegen eines geringen Teils der vom Landgericht

,u.rt 
"nr,,.o 

ärnr"nErfoig, tiid it übrigen unbegründet'

Rn.

1B

25

34

36

3B

Zum Sachverhalt: ill I' Die Klagerin verlangt Ersatz der ihr

;;;;; il.h;äig'ng il".i Mo,o,v"ht dll'i. d',' des Beklagte' bei der

öi.?"fr*t*t*11it2"023 am Liegeplatz im Y-Yachthafen in S' entstande-

nen Schäden'

l2l Die Boote lagen in benachbarten Boxen am südwestlichen Rand

[r Huä; D.tT.r.rtgr. hatte c]as Heck seines Bootes am Steg und

"rio.rr.i" 
den zur Vasserseite zeigenden Bug a' Dalben befestigt.

;i;;;i;'gr;; an den oalbe" bestanä in jeweils einer um diese herr-rm-

;;f,**;""J ,'* s.niff belegten Leine' Spätestens ab.dem L9'10'2023

:;;';; th;;t.na. w.r,.i'orhersagen mit Ankündigung--eines ost-

iturt, ,,nd Wasserständen von 1'90m über dem normaleu Wasserstand

il;;;;.k" Or,. 
"n 

der Ostseekuste' Tatsächlich stieg.das rWasser,in

ä.n ioic.rng.n noch höher, ar'rch im !' ngelgtr der Schlei' Die um dte

nriU.n'g.lJgt.n Leinen uom Boot des Beklagten rutschten an den

;;l;;; f,;;f ""d 
clann ab. Hierdurch trieb der Bug des Bootes.des

ä.f.i*i* t".ft Steuerbord aus der Box heraus Er traf die Backbordsei-

il;r"t;;.;N;.ürrtlu". ii.g.tden Bootes Jer Klägerin und beschätlig-

;;;l;;. Dtt Boot d., Kläg"erin blieb in seiner Box liegen' die Leinen

;jil;.1- Verlaltf dieser sät 150 Jahren schwersten Sturmflut an der

ö.ir..f.iJi. *nken allein im Y-Vachthafen 22 Boore' 120 wurden

beschädigt, viele rissen sich auch los'

l.ll Dre Klägerin hat Ersatz des ihr entstandenen Schadens mit dem

v;;;; ;;;:;s;, J., r.t l^g* habe sein Boot rrotz des atrfziehenden

dt**, "r.i, 
,.,!r.i.t',.na geslche't Der Beklagte.hat sich darauf beru-

;;;;;;;i. ii.h.r.,ng üilich ge*es'n sei, äs keine weitergehenden

A;i";J;;rd." g.b.. im r-rbrigÄ habe er aufgrund Absprachen.mit

d.- Urf.nb".,r.ib., ,ng.no-Ä.n, d"st sein Boot schon Anfang Okto-

ber aus clem 
'Wasser genommtn *o'den sei' Er sei schon eine !7oche

"", 
S.gi;t des SturÄ im Ausland gewesen' Wenn,er das Boot rvei-

i**ft.?ta so qesichert hätte, dass die Leinen nicht abger-trtscht wären'

*a?.n .nttu.dlr diese gerissen oder sie hätten ein Atrfschwimmen des

il;;;;;;;;; ,r.igäd." wasser verhindert, rveshalb dieses dann

gesunken lväre,

i4l Im übrigen wird auf die tatsächlichen Feststellungen in den ange-

io.ht.n.n Urteilen des Landgerichts Bezug genommen'

I i I Nach Beweisaufnahme zum !üettergeschehen und Vernehmung

i;i ;;;;.;-irrg.;i" hi"'"sezosenen frivatgutachters P' und des

H"f.n*.irr.r, H.'rl. Z..tg.,,"hat Jas Landgericht mit dem Urteil vom

9.1,0.2025 sowie (wegen e"ines zunächst übergangenen Anspruchs) mit

;;;;;;;gr.,*.i uo- 281'1'2025 der Klage. im 'Wesentlichen

;,;;;s;;ü;;. Ä"'filnd rler Hoch"vasse r\'va rnunsen hätte der Bekla gte

;äiä;;t; g.gä uo.ltrrtschen selbst sichern müssen oder im Fall

,.in., eU*.t.nf,eit eine andere Person mit der Färsorge bear"rftragen

änrr.". l.i.tftlls bis zum 20'1'0'2023 morgens sei eine Sicherung

r".fr g.fäfttf"- möglich g.rv.r.n. Erst-späteihätten die Stege nicht

_.n, E.r.o.n ov.rd"e., kö|rnen. Für die Behaupt'ng des Beklagten, bei-b;t;;r;t 
Befestigung seien die Leinen gerissän, fehle jeder Anhalts-

pr"r.,lo.t g.tiugä h"U. nicht daraui vertrauen dürfen' dass sein

äo", t.f,"t an Larid sei. Der Schaden sei von der Klägenn im l?esent-

li.tr." b.t.gr. Er umfasse die vom Gutachter ermittelten Bruttorepara-

i.rrl*i.t,'*.il <Jie Klägerin ihre Yacht tatsächlich habe reparieren

i;;;t ;inr.ttti.tttiJt't gezahker Umsatzsteuer sogar noch mehr

*tor*, hätte. Ein Abrug nlt, für alt scheide atrs' weil kein Verschleiß

:;;";r;h;;l;t* e"ri.i% von cler Beklagten 
'achgewiesen' 

mith,in

kein xf.rtrriuachs eingetreten sei Der Sihaden umfasse auch die

ä."." a.t ..tten Ausk"ranens, auch wenn die Yacht spärcr bei einer

",lJ.r.n 
Werft habe repariert lverden m'-rssen' Das sei nicht absehbar

;;;;t;; Die Yacht hub. w.g.n der Schäden-zügig aus dem Wasser

l"holt rverden müssen. Schli;ßlich habe der Kläger auch einen An-

lpr,*h ,uf die Schadensfeststellungs- r'rncl vorgerichtlichen Kosten so-

rvie Zinsen.

ir. i Dagegen richten sich clie Berufr-rngen des Beklagten' Die Verfahren

hat der Sinat nach $ 518 S ZZPO verbunden'
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sie FEaftung eües Beklagteri

l18l Das Landgericht hat im Ergebnis zutreffend einen

Schadenselsatzanspruch der I(lägerin dern Grunde nach an-

genommen. Dieser ergibt sich aus $ 823 Abs. 1 BGB, worar-rf

äas Landgericht den Anspruch gestützt hat, aber auch aus

S S23 Ab;. 2i.V. in. $ 3 Abs. 1 SeeSchStrO. Nach letzterer

Bestirnmung hat jeder Verkehrsteilnehmer sich u. a. so zu

verhalten, dass kein anderer geschäcligt wird, insbesondere

die Vorsichtsmaßregeln zu beachten, die Seemannsblauch
oder besondere Umstände des Falles erfordern. Die Schlei ist
als Förde Seeschiffahrtsstraße gemäß $ 1 Abs. 1 Nr. 1,

Abs. 3 mit Anlage IIi SeeSchStrO. Diese gilt auch im Y-
Hafen. Das ergibt sich entweder unmittelbar aus $ 1 Abs. 3

SeeSchStrO oder aus dieser Bestimmung in Verbindung mit

$$ 1, 2, 3 Abs. 1 Nr. 1 HafVO Schleswig-Holstein' Zum
Verkehr gehört auch der ruhende (HK-SeeR/Ehlers SeeSch-

StrO g 3 Rn. 1), also die Zeit,in denen Boote festgemacht in
ihren Boxen liegen.

l19l Hier hat der Beklagte entweder selbst die sich aus dem

vorhergesagten extremen Oststurm ergebenden besonderen

Umständen nicht beachter oder zumindest nicht im norwen-
digen Umfang dafür Sorge getragen, dass diese während
seiner eigenen Verhinderung durch Al,wesenheit beachtet

wurden. Das hat das Landgericht zutreffend erkannt'

t20l Pflichtwidrig handelte der Beklagte auch unter Zu-
grund.l.grng seines eigenen Vortrags. Denn obwohl er sich

iricht nui so kurzzeitig auf Auslandsreise begab, dass er

aktuellen tWetterentwicklungen gerecht werden konnte, trug
er nicht ausreichend dafür Sorge, dass sich erforderlichen-
falls während seiner Abwesenheit eine vertrauenswürdige
Person um das Boot kümmert. Für das Straßenverkehrs-

geschehen ist anerkannt, dass jemand, der in Urlaub fährt
ünd sein Auto im öffentlichen Parkraum stehen lässt, schon

bei Abwesenheiten von mehr als zwei bis vier Tagen als

Störer für eine notwendig werdende Abschleppmaßnahme

haftet, wenn zwischenzeitlich ein Parkverbot eingerichtet
wird (OVG Münster v. 1,3.9.2004 - 5 F 7BSl04, juris [=
BeckRS 2010,555201; VG Hamburg v. 1B'11.1997 -20VG
2341197, juris Rn. 41). In gleicher \ü/eise muss ein Boots-

eigner bei längeren Abwesenheiten dafür sorgen, dass seinelt

Hälter- und Eigentümerpflichten genügt wird. Dem ist der

Beklagte nicht gerecht geworden. Es ist keine ausreichende

Vorsolge zu hoffen, dass sich in kritischen Momenten schon

andere Hafennutzer oder auch irgendwer wie ein Bootsnach-

bar um das Notwendige kümmern werden. Auch wenn
grundsätzlich Sicherungspflichten an einen Dritten übertra-

fen werden können, bedarf das doch einer klaren Abspra-
öhe, die die Sicherung einer Gefahlenquelle zuverlässig ga-

rantiert. Der Übertragende hat sich zu vergewisset'n, dass der

Dritte die Pflicht tatsächlich zu übernehmen bereit ist und
ihr dann auch zuverlässig nachkommt. Mit Abgabe der

Schlüssel hat der Beklagte nicht die Verantwot'tung für' sein

Schiff abgegeben.

l2ll Einen Auftrag an den Zeugen H', sich um Schiff, Lie-

g"p1^tt und Sicherheit zu kümmern, hat der Beklagte nach

Feitstellung des Landgerichts r-richt beweisen könr-ren' Ins-

besondere ergibt sich nichts für den Beklagten Sprechendes

aus dem lWinterlagermietvertrag oder der Vernehmung des

Zeugen H.. Der Zeugehat klarges-tellt' dass er keinen kon-

kretän Auftrag hatte, sich um eine Sichen-rng des Schiffes des

Beklagten im"tü/asser zu kümmern, er solch-es grundrätzlich

nicht äache. Die Beweislast für eine ausreichende anderwei-

tiee Sicherun g trägt der Beklagte. Mit der Viederholung der

Bähauptung ä Bärufungsverfähren, der Zeuge H' habe sich

um alles kümmern wollen, und dem erneutel'l Bewersantritt
will der Beklagte nur die Tatsachenfeststellung des Land-

gerichts angreiien, benenttt aber keine konkreten gegen de-

ien Richtig[eit spiechenden Anhaltspunkte. Es ist nicht Auf-
gabe des 

"Berufungsgerichts 
eine vertretbare Beweiswürdi-

gung durch eine audere zll ersetzen.

1221 Ein Vertrag über das Kranen als solches zwischen

b.ki"gte* und Zeugen H. ergab keine Übertragung -der
Pflichl, dies bis zu eiriem bestimmten Termin oder jedenfalls

vor einem Sturm zu erledigen, und befreite den Beklagten

nicht von der Verannvortung für sein Schiff im'$Tasser'.

i2-ll Der Beklagte durfte auch sonst nicht darauf vertrauen'
dass sein Boot schon rechtzeitig vor Herbst- und \Vinterstür-
men aus dem '$üasser sein werde, insbesondere zum 1'.1'0'

2023. Denn im Mietvertrag w^r kein Beginnzeitpunkt für
das l7interlager eingetragen. In der dazugehörigen Preisliste

gibt es bei ,,*/unsclitermin Auswässerung" den handschrift-
lichen Eintrag ,,Nach Rücksprache wg. Kranterminen". Au-
ßerdem wird im Mietvertrag klargestellt' dass sich die Boote

nicht in der Obhut des Vermieters befinden. Aus den vom

Bekiagten selbst vorgelegten E-Mails ergibt sich, dass es

ledenfälis am 4.L0.2023 noch keinen Termin für das Aus-
'k.rn.r. 

gab, noch nicht einmal feststand, wo dieses erfolgen

würde. i)ass in der Zeit danach ein konkreter Termin abge-

stimmt worden wäre, hat der Beklagte nicht mit Substanz

vorgetragen, ebensowenig sonstige Umstände, die auf eine

konkludönte Übernahme von Sicherungspflichten durch ei-

nen Dritten, insbesondere den Zeugen H.' deuten. Lediglich

die Klägerin trägt vor, dass ein Krantermin für den 18.10.

angedaC=ht geweien sei, weist aber auch- zutreffend darauf
hiri, dass dimit eben gerade kein Termin festgestanden habe.

Dass der Beklagte nicht wusste, wie viele Schiffe konkret
gekrant werden mussten, spielt keine Rolle' Er kannte auch

äls Gastlieger den - übersichtlichen - Hafen und dessen

Belegung zumindest im Groben. Es ist senats- urrd in Küsten-

regiönen auch allgemein bekannt, dass vor dem $Tinter die

ali-ermeisten Bootä aus dem 'ü/asser geholt werden, dies sich

über längere Zeittäume hinzieht und Beteiligte abgestimmte

7.eitf enster einhalten müssen.

l24l Hätte der Beklagte pflichtgemäß für Abwesenheitszei-

ien 
'Vorsorge 

getroffen, däss sich eine verantwortungsvolle
Person bei Bedarf kümmert, oder selbst sein Boot spätestens

am 20.1,0.2023 morgens besser gesichert, rväre es nicht zu

dem Schaden gekommen.

Keine Sicherrrng gegen das l\brutsei:en der Lelnen

125l Die nicht aLlsreichende Sicherung der Festmacher.ge-

sen'ein Hoch- und Abrutschen der Leinen von den Dalben

äar angesichts des drohenden Unwetters sorgfaltswidrig'

|26) Der Senat stellt nicht in Frage, dass es.im Normalfall
bei beständig gutem und selbst bei nrcht absehbar besonders

schadensträchtigen rX/ettellagen auf der Schlei genügen mag,

ein übliches Freizeit-Boot an Dalben, die dessen Freibord um

mehr als 1,80m überragen' mit b1oßer Bucht oder Palstek

festzumachen. Denn dann würde selbst bei einem um rund
1 m ansteigenden Wasserstand und Süellengang von bis zu

60 cm kein so nach oben gerichteter Zug auf die Leinen

ausgeübt werden, dass diese über die Dalbenköpfe hinaus
hoch- und dann abrutschen.

1271 Ein solcher Norrnalfall lag aber nicht vor. Schon Tage

vor dem Schadenseintritt war schwerer Oststurm angekün-
digt mit 'il/asserständen von rrindestens 1,90m über dem

nornralen 'ü/asserstand. Zwar betraf die aktenkundige Vor-
hersage die Kieler Bucht und die Flensburger Förde, nicht
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ausdrücklich auch die Schlei. Dass der Wasserstand aber in

der Schlei bei S. wesentlich niedriger sein würde, war- nicht

;;;r;".il;. Die schlei ist nicht itwa durch eine Schleuse

;;; R;;t Jer westlichen ostsee getrennt' Lediglich.war da-

-"i;;;;;.h".n, d"ss am Ende der Schlei im Binnenland der

ffih". \ü;tsersmnd erst später erreicht werden würde als

;;;;t offenen ostseeküsre,-weil das'Wasser zunächst einige

g"*ri.f f .t durchströmen musstel um so weit ins Landesinne-

r.'iätl,J.itgen. Gleichermaßen verzögert sich auch wieder

a", eUtint .i 6es '$üasserstandes' Ins.rveit ist es plausibel,

rv.nr a.t Schaden hier erst nach dem Zeitpunkt des E'rrei-

.hens des höchsten tü/asserstandes an der Ostseeküste ein-

trat, wie der Beklagte geltend macht'

i28] Dass bei einem 'Wasserstand von 1,90m Liber dem

rniiit.t.n nicht mit einem Abrutschen einer ungesicherten

i.in. ,u rechnen gewesen wäre, behauptet auch der Beklagte

"*fri. 
bi.t wäre äuch nicht plausibel' Denn nach den örtli-

chen Ve.haltnissen, die dem-Senat aus eigener Anschauung

ü.irnn, sinc{ und ti.h ".tt 
den Fotos der auch vom Land-

;;;i;h, verwerteten $febseite des Y-Yachthafens ergeben,

F"n." ai. Dalben bei mittlerem \ü/asserstand nicht mehr als

r,Fö- fr" ,fienfalls 2 m aus dem 
.W'asser' 

Das ist üblich, weil

es so Schiffsführern möglich ist, beim Passieren der Dalben

beim Einfahren in eine oäer Verlassen einer Box eine zu einer

SchlaLrfe gelegte oder mit einem Palstek versehene Leine von

oben Libei diä Dalbenkopfe um die Dalben zu legen' Süären

clie Dalben wesentlich hbher, wäre das kleineren Personen

,u] goor.n mit niedriger Deckshöhe nicht mehr möglich'- Es

p"rrt uu.h zu den Angaben des Zeugen H' - höchster'$üas-

l.rrt^nd etwa 2,30m lber normal - und den in der Anlage

i{i"UJinafi.nen von der Klägerin gefertigten Bildern mit den

i;berspült.n - weil nicht zu erkennenden - Dalben' Eines

besonderen Ausmessens der genauen Länge der Dalben über

dem mittleren'Wasserstand bedr"rrfte es nicht'

l29l Bei einem - ebenfalls anhand der Bilder im Sachver-

,";ndig.ngu,achten festzustellenden - Freibord des Bootes

J.t näf.tat.n von etwa 1m lag auf der. Hand, dass die

i.in.n belAufschwimmen des Bootes auch nr-rr um 1,90m

einem vom Boot ausgehendem Zug nach oben ausgesetzt

r.in vruta.n, der zu einem Hoch- r'rnd dann auch Abrutschen

ilinr.n konnt.. Das gilt erst recht, wenn zusätzlich noch

sturmbeclingter Wellenschlag und dadurch ausgelöstes.Ver-

r.ir.n und"Stampfen des Bootes zu einem noch steileren

Siuna una Reißen an der Leine in dieser Sitr-ration führen'

n", ul1.t r,var ohne weiteres für einen Sportbootführer-

,.h.ininhub.r fi.ir die angekündigten höheren'$Tasserstände,

erst rechl für einen eiiigermaßen erfahrenen Skipper als

ni.ttt nut möglich, sondärn erwartbar' vorherzusehen' Es

üo*.t insowäit nicht darar-rf an' ob dies ausdräcklich in

Lehrbüchern oder im Unterricht behandelt oder gar ftir den

Führerschein geprüft wird.

L.l{ll Dabei dürfte - ohne dass es darauf für die E'ntschei-

äung ,nkornmt - ein Aufschwimmen der Leinen' also ein

Ho.irutr.h.n am Dalben aufgrund eigenen Auftriebs eher

u"ou"t,rrrh.inlich gewesefr sein. Denn Festmacher bestehen

typischerlveise - änders als Rettungsleinen - nicht aus

s'c'hwimmfähigem Material. Zvdem muss der Backbord-Fest-

-n.tt.t an ,lei L,rvseite des Bootes des Beklagten durch clen

WinäJt".k unter erheblichem Zug gestanden haben, der

von oben dLrrch das mit dem Steigen des 'Sü'asserstandes

,.,n.h.n.nd. Aufschwimmen des Bootes ausgeübt wurde'

li i i Ein Sichern der Festmacher gegen Hochrutschen war

möglich mittels sich zuziehender Schlingen oder die Leinen

"n 
?"r, Dalben fixierender Knoten (gesicherter Webelein-

oder Stopperstek). Das zeigt sich schon daran, dass die Klä-

*.ri" ini 'Boo, r.,nr,r.itig 
"atrsrcichend gesichert hatte und

lu.n 
^na.t. 

Boote sicli nicht losrissen, sondern rn ihren

no".t 1i.g."blieben, worauf auch schon das Landgericht

;-;;;d" hat. Ebänso zutreffend hat das Landgericht die

g;n"uup,ung des Beklagten, bei einem rutschfesten Fest-

.".nä.leiLeinen an dän Dalben wären die Leinen gerissen

äJr. nar,.n das Boot versenkt, als Vortrag ins Blaue hinein

unn.r.h.n Lrnd keinen Beweis erhoben' Es bedarf dabei kei-

r.i n"f."ttion, <lass bei zu kurz bemessenen Leinen und

äk.n W^tt.rstandsveränderungen sich ein Boot entweder

;;ih'^"g.t li;nn od., unter süassär gezogen wird, falls nicht

Jie Uel.gkiemmen zuvor ausreißen' was bei.Booten mit ver-

üaftir.ifEig viel Auftrieb wie dem des Beklagten naheliegt'

C.nru *.gä di.t.t Gefahren ist es aber wichtig,. bei ang.e-

kündigtem"Niedrig- oder Hochwasser die Leinen im jewe.tls

;;;."Ji;.. Umfäng nachzr-rführen und Lose zu geben o,der

,i. ,u u.tiätzen. Es"gibt letztiich keine für alle möglichen

\ü;tt;;;J. pars.ndä Leinenführung' well das Boot nicht

an sich ihrersöits anpassenden (Schwimm-)Stegen und sehr

frofr.n O"tU.n mit Gleithtille oder Befestigungsstangen liegt'

l.l2l Der Beklagte hat nicht ansatzweise vorgetragen' wo-

,"ui., die Annalime stützt, dass seine Leinen gerissen wären'

Sollten diese keine ausreichende Festigkeit besessen haben

onJ J.r-.g.n ungeeignet gewesen sein für.die hohe Last

.in., ni.ht"kleineri M6torbäots, wie sie ein Sturm mit sich

brinet. wäre das seinerseits ein Pflichtverstoß des Beklagten.

O.ni er hätte für sein Boot unzureichende Leinen verwen-

ilb;tt ilitr1.a. denkbare Leine gerissen wäre, liegt auf

Jer Hand. Es gibt für jede Schiffsgröße verwendbare Leinen

unt.tt.tti.al rt", Zug: und Reißföstigkeit, selbst solche' die

Cont"in.tt.hiffe an lhren Plätzen halten - dann als Taue

ü.r.i.tt".r. Schon das Landgericht hat richtig darauf hinge-

;;;;;;; d;tt bei vielen Bootä die Leinen nicht gerissen-sind'

Die Klhgerin hat das für die weiteren, benachbarten Boote

nräzisieri. Vorgetragen hat der Beklagte, er habe Leinen aus

ä.,n i"lrrrrrt.läl uet"*endet, die grundsätzlich nicht zttbean-

rrlna.n bzw. ausreichend geweien seien' Damit ist die Be-

hauotuns.. sie wären gerisien, nicht ansatzweise nachvol[-

),iJ{A^r.%rraem haberi d ie Hecklein en seines Bootes gehal-

ten. Dass diese wesentlich stärker dimensioniert gewesen

;;;.; "[ 
die BLrgleinen, har der Beklagte ebenfalis nicht

vorgetragen.

l-l.ll Es eibt keine Anhaltspunkte für die Annahme, -dass
a.r'S.tttaEn auch dann eingeireten wäre, wenn der Beklagte

oa.i .tn beauftragter Driiter das Boot rechtzeitig-besser

*.ri.n.tr hätten. NIcht erheblich ist der Einwand des Beklag-

;;, ;;J.t. Boote hätten sich losgerissen' Es gibt keinen

nrit"litpttf.t dafür, dass alternativ irgendeines der anderen

g;oi. a.t Schaden verursacht haben könnte' wenn -das 
des

B;khg;.; richtig gesichert gewesen. wäre' Die Bilder sind

";n.t.irin. 
Vo. aäei-t könnte kein anderes Boot den massiven

i.frrJ.n"r"f der Backborclseite des Bootes der Klägerin, das

r.in. go" nicht verlassen hat, verursacht haben' Das gesi-

cherte Boot der Klägerin konnte auch nicht seinerseits gegen

den Bug cles Bootes äes Beklagten getrieben sein'

Fahriässigcs Verha{ter': ries Eeklaqten

i.i4l Die Pfiichtverletzung cles Beklagten.war auch schuld-

haft. Dass der Beklagte und seine Frau nicht besser lvussten'

rvi. .in Boot bei 
"n[.kiindigt.m 

schweren Sturm festzuma-

.f'r.t itr, f.""n ,ls äht unierstellt werden' Das heißt aber

;'*ht, ;; ti. .t ni.ht hätten wissen müssen' Insbesondere

"ut 
,i., vorgelegren Anlage BB1 ergibt,sich lediglich' wie

V".-,'e.ftt.;- uid Springtäinen je nath Liegesituation eines
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Bootes gelegt werden, nicht wie man sie ratsächlich an Dal-
ben festmachen soll. Darum geht es hier aber auch nicht,
weil die Pflichtwidrigkeit nicht darin liegt, generell keine
weiteren Sicherungsmaßnahmen ergriffen zu haben. Sondern
es geht darum, dass trotz I(enntnis vom aufziehenden Sturm
keine weiteren Sicherungsmaßnahmen ergriffen wurden, we-
der vom Beklagten selbst noch im Fall seiner tatsächlichen
Abwesenheit durch eine vertrauenswürdige und ausreichend
kompetente, mit der Sorge für das Boot während der Abwe-
senheit betraute andere Person. Dass eine solche Person die
Gefahr ebenfalls unverschuldet nicht gesehen und nichts un-
ternornmen hätte, ist nicht anzunehmen. Soweit der Beklagte
geltend gemacht hat, dass der Zeuge H. als Fachmann die
Befestigung der Boote kontrolliert und dennoch keinen
Handlungsbedarf gesehen habe, konnte das, sofern man es

überhaupt als relevant erachten würde, nicht bewiesen wer-
den. Der Zeuge H. hat sich selbst für die kritische Zeir als
erkrankt bezeichnet und seine Mitarbeiter haben auch nur
bis zu einem gewissen Zeitpunkt nach dem Rechten gesehen.
Ein besonderes Augenmerk auf das Schiff des Beklagten
hatten sie mar-rgels Auftrags nicht zu richter-r. Sie kontrollier-
ten nur die Stegseiten, nicht die für sie sowieso von dort aus
nicht erreichbare Festmachung an den Dalben. Es spielt auch
keine Rolle, wenn viele andere Bootseigner sich nicht aus-
reichend um eine Sicherung ihrer Boote gekümmert haben
sollten. Zum einen ist nicht im Detail vorgetragen, warum
viele andere Boote losgerissen sind. Zum anderen entbindet
selbst weitverbreitete Fahrlässigkeit nicht von Verantwort-
lichkeit.

L3.tl Nicht erheblich ist das Argument, der Beklagte sei nur
für kurze Zeit Gastlieger gewesen. Es bleibt unerfindlich,
warum das Sorgfaitspflichten herabsetzen soll. Unerheblich
ist auch der weitere Einwand, er sei von niemandem in den
Jahren davor gewarnt worden, dass die Art des Festrnachens
nicht genüge. Der Beklagte hat noch nicht einmal vorgetra-
gen, dass es Situationen gab, in denen Sturm war oder un-
mittelbar bevorstand und sich in solchen Situationen Kon-
takte mit anderen Bewanderten ergeben hätten. Dass ein-
faches Leinenüber bei normalem Sommerwetter reichte, ist
nicht in Frage gestellt. Insoweit waren auch keine Hinweise
durch Dritte zu erwarten. Vor allem entlastet es aber nicht,
wenn man auf eigenes Versagen nicht aufmerksam gemacht
wird. Das gilt auch für den Einwand, dass die Klägerin sich
nur um ihr Boot gekümmert habe.

Keln tu!itversefiulden des K!äqers

l.f6l Dieser Einwand begründet auch kein Mitverschulden
der Klägerin. Es drängt sich nicht auf, dass jemand, der bei
aufziehendem Sturm sein eigenes Boot sichert, sein Augen-
merk überhaupt auf die benachbarten richtet und diese kon-
trolliert. Zudem hätte die Klägerin eine Sicherung der Leine
des Bootes des Beklagten an dessen luvseitigem Backbord-
dalben von ihrem in Lee gelegenen Boot, das sich nur -
bezogen auf das Boot des Beklagten - die leeseitige Steuer-
borddalbe mit diesem teilte, nicht von ihrem Boot aus erledi-
gen können. Für den Schadenseintritt war ursächlich, dass
sich die in Luv gelegene Leine löste. Denn nur dadurch
konnte das Boot des Beklagten nach Lee in die Box der
Klägerin ausbrechen. Anders als der Beklagte meint, hätten
auch zusätzliche Fender gegen den auf die Seite des Rumpfes
aufprallenden, ankerbewehrten Bug des Bootes des Beklag-
ten nicht geholfen, wie sich aus den Fotos im vorgelegten
Privatgutachten ergibt.

i37j Eine unterlassene Benachrichtigung vermag der Be-
klagte der Klägerin auch nicht mit Erfolg entgegenzuhalten.

\7enn der Klägerin etwas aufgefaller-r wäre und sie den Be-

klagten hätte erreichen können, ist nicht auszuschließen,
dass sie ihm gegenüber auf Sicherungsmaßr-rahmen gedrun-
gen hätte. Doch war sie dazu weder verpflichtet noch hat der
Beklagte überhaupt zu seiner Erreichbarkeit mit Substanz
vorgetragen, wann und bei welcher Gelegenheit er seine
Kontaktdaten der Klägerin gegeben haben will. Der vor-
gelegte whatsApp-Verlauf beginnt mit dem 28.10.2023,
rund eine \7oche nach dem Sturmschaden und erlaubt nicht
den Schluss, dass die Klägerin schon früher Kontaktdaten
hatte.

Ze.rr Sehadenshöhe

L.i8l Zur Höhe des Schadens von insgesarnt 23.469,36 €,
wie er sich aus der Summe beider angefochtener Urteile
ergibt, gibt es keine konkreten Anhaltspunkte für Zweifel an
der Richtigkeit der Feststellungen des Landgerichts. Diese
hat der Senat nach g 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO auch seiner
Entscheidung zugrundezulegen.

I39l Die Reparatur als solche ist unstreitig und vom Land-
gericht festgestellt. Nettokosten der Reparatur in Höhe von
14.525,00 € sind als ebenfalls zwischen den Parteien unstrei-
tig zu behandeln. Sre sind belegt durch Rechnung und Sach-
verständigenschätzung, wie das Landgericht festgestellt hat.
Konkrete Einwände dagegen hat der Beklagte nicht mrt Sub-
stanz erhoben. Bestreiten mit Nichtwissen wäre zwar an sich
zulässig, der Beklagte hat aber durch seine Prozessbevoll-
mächtigte den Schaden der Höhe nach wie von dem Sach-
verständigen P. ermittelt vorgerichtlich außer Streit gestellt.
Das ergibt sich aus der E-Mail der Beklagtenvertreterin vom
26.3.2024. Sie enthielt zwar kein deklaratorisches An-
erkenntnis eines Anspruchs, aber auch nicht nur ein außerge-
richtliches Geständnis (ugl. Zöller-Greger g 288 ZPO
Rn. 4). Vielmehr handelte es sich nach den Umständen we-
gen der auf die vorangehende Anfrage der Klägervertreter
erteilten Zusage, im weiteren Verlauf der Auseinanderset-
zung den Betrag nicht mehr in Frage zu stellen, um eine
Prozessvereinbarung in Form eines zulässigen Geständnis-
vertrags (Zöller-Greger Vor 5 284 ZPO Rn. 2b). Die Ver-
einbarung ist an der prozessualen \ü{/ahrheitspflicht gemessen
wirksam, weil sie den Beklagten nicht verpflichtet, Tatsa-
chen entgegen seinem Wissen zuzugestehen (vgl. Zöller-Gre-
ger g 138 ZPO Rn. 5). Der Beklagtenvertreterin war be-

wusst, dass sie damit die Klägerin veranlassen würde, die
Reparatur zu beginnen, so dass diese später möglicherweise
den tatsächlichen Schaden in einem Prozess nicht mehr
durch Sachverständigengutachten würde beweisen können.
Schließlich heißt es in der Berufungsbegründung dann auch
wieder, der Anspruch sei ,,der Höhe nach im rü(/esentlichen

berechtigt".

140] Zutreffend hat das Landgericht die Umsatzsteuer auf
die Reparaturkosten mit 2.7 59,7 5 € als ersatzpflichtig ange-
sehen. Denn tatsächlich ist die Reparatur ausgeführt worden
und hat die Beklagte diese auch gezahk. Dass die Rechnung
im Detail anders ausfällt und die Klägerin nicht den vollen
Betrag, sondern nur den aufgrund der Parteivereinbarur-rg
gesicherten in diesein Rechtsstreit geltend macht, ändert
nichts daran, dass ihr die verlangten Kosten entstanden sind.

141) Feststellungen zu Restwert und Wiederbeschaffungs-
wert durch das Landgericht oder den Ser-rat waren nicht
notwendig. Zum einen hat der Beklagte im ersten Rechtszug
gar nicht geltend gemacht, dass die Reparaturkosten den
Viederbeschaffungswert überstiegen, zum anderen trägt we-
gen des sich aus $ 251 Abs. 2 BGB ergebenden Einwendung-
scharakters der Unverhältnismäßigkeit einer Reparatur der
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Beklagte als Schäcliger die Darlegungs--und Beweislast für
eine sälche (BGH v."9.12.2008 - vI zR 1'73107, MDR 2009'

379 ff ,juris Rn. 14 [= NJ\7 2009, 1066)), E1 hat nichts dazu

uorg.iägrn, rv"rn- die Reparatur unverhältnismäßig gewe-

sen sein sollte.

I42l \Teiter hat das Landgericht festgestellt, dass es zu

teiner lfertsteigerung dr'rrch die Reparatr-ir mit Einbau eini-

ger Neuteile g.fornrn.n ist, weil die beschädigten Teile 
.des

Schiffes dessÄ gesamte Lebensdauer gehalten hätten' Diese

rechtliche Würdlgung ist nicht zu beanstanden (vgl' Grüne-

bere-Grüneb..g $ 249 BGB Rn. 25,vot $ 249 BGB Rn' 98)'

Der"Beklagte h-at nicht vorgetragen, wieso es hier zu einer

Vl.rtrt.ig.iung gekommen iein soll, insbesondere, dass und

welche b"eschaäigten Teile nicht dauerhaft gehalten, sondern

irsendwann vor Nutzttngsende des Schiffes hätten aus-

gJtruscht werden müssen. Der Einwand kann keinen Erfolg

[rb.tr. Auch dem insoweit mit der Berufung wiederholten

Beweisantritt musste nicht nachgegangen werden, weil der

Vortrag schon nicht plar,rsibel, sondern offensichtlich auch

an diesär Stelle ,,ins Biaue hinein" erfolgt ist. Erstmals taucht

der Einwand in der E-Mail der Beklagtenvertreterin vom

25.3.2024 auf. Sie nannte hier pauschal ,,400-600 EUR" der

Materialkosten, ohne das auch nur ansatzweise ztt begrün-

den. Dabei ist es im gesamten Verfahren geblieben'

t43l Die Einwendungen des Beklagten gegen die Pflicht zur

b,rstattung der Kosten für Verbringung, Auskranen und Lo-

gistik von zLrsammen 2.1'77,22 € bleiben ebenfalls ohne Er-

Fole. Hinsichtlich des doppelten Auskranens hat er nicht
uoig.rrrg.n, bei welcher-änderen Werft die Klägerin. ihr

Schlif trirzfristig hätte aus dem \ü/asser nehmen und dann

vor Ort früher liätte reparieren lassen können. Es ist plausi-

bel, dass angesichts der großen Zahl durchaus auch gravie-

render Schäden die'V7erften für lange Zeit ar"rsgelastet waren'

l44l Der Beklagte hat weiter nicht nachvollziehbar ge-

macht, warum die Klägerin ihr Boot bis zr-r einer Repararur

gefahrios trotz der Beschädigung im Wasser hätte liegen

iassen können. Auch wenn nach den Bildern im Gutachten

wohl nur das Schanzkleid und nicht der eigentliche Rumpf
beschädigt worden war, so hat der Privatgutachter doch

auch festgestellt, dass die Relingstützen und -befestigungen

sowie dal Laufdeck beschädigt wurden. Es lag also die Ge-

fahr nahe, dass deswegen \Tasser in weitere Bereiche des

GFK-Aufbaus allein söhon durch Kapillarwirkr-rng zieht,

möglicherweise sogar in den Rumpf und den Innenausbau'

Selü'st ohne Frosternwirkung und dadurch bedrngtes Aufbre-.

chen der GFK-Struktur.n s-hadigt eingezogenes \Wasser auf

Dauer. Das ist dem Senat bekannt' Selbst wenn diese Gefahr

nicht bestanden hätte, durfte die Klägerin aber auf den Rat

c{es hinzugezogenen Privatgutachters - dessen Erteilung die-

ser in seiier Vlrnehmung bestätigt hat - vertrauen und den

Aufwand für das Herausholen für angemessen halten.

l4.tl Ohne Erfolg ist auch der Einwand des Beklagten ein

A.rrLr"n.n sei miiEnde der Saison 2023 sowieso notwendig
geworden, ebenso wie die Kosten des'Winterlagers bis zum

Saisonbeginn 2024. Denn die Klägerin hat plausibel darge-

legt, dasJsie das Schiff ohne die Beschädigung im S(inter im
lfasser gelassen hätte, weil sie auf diesem auch - unstreitig -
wohnt. Dass solches bei aufgeständerten Booten im \Tinrer-
lager nicht vertretbar möglich ist, liegt auf der Hand. Die
Klägerin hat auch unwidersprochen darauf hingewiesen,
dass 'ü/interlagerbetreiber ein Wohnen auf ihrem Lagerge-
lände nicht zulassen. Auch das leuchtet ohne r,veiteres ein.

t46] Ebenso sind die Sachverständigenkosten von

\.etZ,Sl € und die Kosten der vorgerichtlichen Anwalts-

tätigkeit in Höhe von 1'.295,43 € vom Beklagten zu erstat-

t.n."Di. Behauptung des jede Zahlungspflicht ablehnenden

Beklagten (vgl.-BGH v. 1'3.1'.2004 - XI ZR 355/02, iuris
Rn. 1Z t= NNf 2004, 18681), dass die Klägerin vorgericht-

liche Kosten noch nicht gezahlt hat, steht seiner Erstattungs-

pflicht nicht entgegen. Ei spric-ht nichts da.für' dass der Klä-

g.ru.rtr.t., auf-söinen Gebührenanspruch verzichtet (vgi'

äcu u. 22.1.201.9 - vt zR 40211'7, MDR 2019, 572ff [=

NJ'tü 2019, 1.522)).

1471 Nur htnsichtlich der Zinsansprüche sind dem Land-

gericht Fehler unterlaufen. Diese waren geringfügig zu-g-uns-

ien des Beklagten zu korrigieren. Die Zustellung d-er Klage

mit dem ursprünglichen Zahlungsantrag über 20'855'08 €

war am S.g.ioZ+. Nicht in derrAntrag enthalten war die

Umsatzsteuer auf die damals noch nicht angefailenen Re-

paratrirkosten, also nur der Nettobetrag aus dem Gutachten

Äit t+.SZS,O0 €, dafür aber die (noch nicht gezahlten) Kos-

ten bei S.-Marina gemäß deren Angeboten über zusammen

brlltto 3.297,28 €, Kosten des Sachverständigen von

1.61,3,83 € und vorgerichtliche Kosten mit 1.-295,43 €' Das

waren zusammen26.731,,54 €. Tatsächlich sind dann später

die Kosten für S.-Marina niedriger gewesen mit2'1'77,22€'
Die Klägerin har die Klage auf den tatsächlichen Zahlbetrag

u-g.rt.ilt, was eine teilweise Rücknahme war. Sie hatte aber

deriSchaciensersatzanspruch in dieser später geltend gemach-

ten Höhe auch schon ,uuo., so dass sie Rechtshängigkeits-

zinsen auch auf den später tatsächlich an S.-Marina gezahl-

ten Betrag ab Zustellung der Klage verlangen kann' Rechts-

hängig uid ru verzinsen ab 432024 ($ 187 Abs' 1 BGB)

ouurän' mithin 20.731,54 € abzüglich der Differenz aus

3.297,28 € und 2.177,22 € also eines Betrages von

1.120,05 € und damit im Ergebnis 1,9.61'1',48 €

t4Sl Die I(lagumstellung mit Schriftsatz vom.22'4'2025 isr'

dem Beklagt.ti ,rn 24.4.2025 zugestellt worden. Nunmehr

hat die Klä"gerin zusätzlich verlangt die Umsatzsteuer auf die

Reparaturk"osten gemäß Gutachten vonZ-759,75 €, die Kos-

t.n fütt Kranen 
-und 

Lagern bei der Reparaturwerft von

brutto 1.098,13 €, sowie Kosten von S.-Marina, die aber

wie ausgeführt schon ab Zustellung der Klage zu verzinsen

sind. Die beiden erstgenannten Teilbeträge ergeben zusam-

men 3.857,88 €, die ab 25.4.2025 zu verzinsen sind'

l49l Den nicht nachgelassenen Schriftsatz des Beklagten

vom 24.2.2026 hat der Senat zur Kenntnis genommen' Er

gab keinen Anlass, die mündliche Verhandlung wieder zu

äröffnen. Es bestand auch kein Anlass, dem Beklagten noch

Vortrag zu den von der Klägerin im Termin vorgelegten

Fotos riachzulassen. Diese waren, wie schon im Termin mit-
geteilt, unergiebig und spielten für die Entscheidung oder

äeren-Begrüidung keine Rolle. Insoweit hat der Beklagte

ar-rch in d.-er Sachä nichts mehr geltend gemacht. Auch den

Schriftsatz der Klägerin vom 28.2.2026 hat' der Senat zur

Kenntnis genommen.

l-5{.)l Die Kostenentscheidung beruht auf .$$ 97 Abs' 1,92
aUs. Z Nr. 1 ZPO, die zur uoiläufig.n Vollstreckbarkeit auf

$$ 708 Nr. 10, 711',709 ZPO.

f t ll Die Revision war nicht nach $ 543 Abs. 2 ZPO zu

,ulasren. Der Senat weicht weder von obergerichtlicher
Rechtsprechung ab noch hat die Sache grundsätzliche Bedeu-

iLrng. I


